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Gemeindevertretung Mönkebude (Entscheidung) 12.09.2024 Ö 
 
Sachverhalt 
Die Gemeindevertretung beabsichtigt, für die vorhandene gastronomische Einrichtung am Strand 
(„Strandhalle“) einen Ersatzneubau zu errichten. Des Weiteren wird darüber diskutiert, im 1. Oberge-
schoss des Neubaus Ferienwohnungen zur Vermietung einzurichten.  
Die Bebauung des Strandparkbereichs regelt der durch die Gemeinde Mönkebude beschlossene Be-
bauungsplan Nr. 3/2023 „Mönkebude Strandpark“.  
Für das Vorhaben sind entsprechende finanzielle Mittel in die Haushalts- bzw. Nachtragshaushalts-
planung einzustellen und nach deren Genehmigung durch die Rechts- und Kommunalaufsicht eine 
Ausschreibung für Planungsleistungen durchzuführen. Ein Baugenehmigungsverfahren ist zu bean-
tragen.  
 
Durch die Verwaltung wird vorgeschlagen, im Vorfeld einer weitergehenden Ausschreibung für  Pla-
nungsleistungen eine sogenannte „Zielfindungsphase“ auszuschreiben (Studie „Strandhallenneu-
bau“). Hier könnten die Aufgabenansätze der Gemeinde zusammengetragen und dementsprechend 
geeignete Planungsbüros angeschrieben werden, um 1. einen annehmbaren gestalterischen Entwurf 
und 2. die erforderlichen finanziellen Mittel für diesen Neubau zu definieren.  
 
Es wird grundsätzlich empfohlen, nach erfolgter Ausschreibung der Planungsleistungen vorerst die 
Leistungsphasen 1 – 2 zu vergeben, um eine gesicherte Finanzierung zu gewährleisten. Hier sind 
entsprechende Förderungen des Landes/Bundes zu prüfen.  
     
 
Beschlussvorschlag 
 
Die Gemeindevertretung Mönkebude beschließt grundsätzlich, einen Ersatzneubau „Strandhalle“ mit 
Ferienwohnungen im 1. OG zu errichten. Die für die Maßnahme erforderlichen Haushaltsmittel wer-
den in die Haushalts- bzw. Nachtragshaushaltsplanung eingestellt. Vorbehaltlich der Genehmigung 
durch die Rechts- und Kommunalaufsicht wird eine Ausschreibung für die Beauftragung einer „Ziel-
findungsphase“ (Studie „Strandhallenneubau“) durchgeführt. Der Bürgermeister wird ermächtigt, den 
Auftrag für die Leistungen der Zielfindungsphase zu unterzeichnen. Nach Festlegung der konstrukti-
ven und gestalterischen Parameter für den Neubau werden die erforderlichen Planungsleistungen 
ausgeschrieben. Hier wird der Bürgermeister ermächtigt, die Leistungsphasen 1 – 2 der Honorarleis-
tungen zu vergeben. Es sind geeignete Fördermöglichkeiten zu prüfen.  
 
 
 
 
Anlage/n 



Keine 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
  

ja nein 
   

fin. Auswirkungen x 
    

im Haushalt berücksichtigt 
 

x Deckung durch: Produkt Sachkonto 
      

Liegt eine Investition vor? x 
 

Folgekosten 
  

      

      

Haushaltsmittel stehen im derzeitigen Haushalt nicht zur Verfügung.  

 

 
 

Abstimmungsergebnis 
JA NEIN ENTHALTEN BEFANGEN 

    

 
 
 
 
______________________      
Bürgermeister/in 
 Siegel   
 
 
 
______________________ 
stellv. Bürgermeister/in 
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